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Neubekanntmachung
des Niedersichsischen Hafensicherheitsgesetzes

Vom 16. Februar 2009

Aufgrund des Artikels 2 des Gesetzes zur Anderung des
Niedersdchsischen Hafensicherheitsgesetzes vom 10. Dezem-
ber 2008 (Nds. GVBL. S. 399) wird nachstehend der Wortlaut
des Niedersédchsischen Hafensicherheitsgesetzes vom 8. Dezem-
ber 2005 (Nds. GVBL. S. 377) in der nunmehr geltenden Fas-
sung unter Berticksichtigung des Artikels 1 des Gesetzes vom
10. Dezember 2008 (Nds. GVBL. S. 399) bekannt gemacht.

Hannover, den 16. Februar 2009

Niedersichsisches Ministerium
fiir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr

Hirche

Minister
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Niedersichsisches Hafensicherheitsgesetz (NHafenSG)
in der Fassung vom 16. Februar 2009
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Erster Teil

Ausfithrung und Umsetzung von Sicherheitshbestimmungen

Erster Abschnitt

Vorschriften fiir Hafenanlagen

§1

— aufgehoben —

§2

Anwendungsbereich

(1) 'Die Vorschriften dieses Abschnitts finden Anwendung
auf Hafenanlagen, in denen

1. in der Auslandsfahrt eingesetzte

a) Fahrgastschiffe unter Einschluss von Hochgeschwin-
digkeitsfahrzeugen,

16

b) Frachtschiffe mit einer Bruttoraumzahl von 500 und
dartiber unter Einschluss von Hochgeschwindigkeits-
fahrzeugen oder

c) bewegliche Offshore-Bohreinheiten
oder

2. im nationalen Verkehrsdienst eingesetzte Fahrgastschiffe
der Klasse A nach Artikel 4 der Richtlinie 98/18/EG des
Rates vom 17. Mérz 1998 tiber Sicherheitsvorschriften und
-normen fir Fahrgastschiffe (ABl. EG Nr. L 144 S. 1), zu-
letzt gedndert durch Richtlinie 2003/75/EG der Kommis-
sion vom 29. Juli 2003 (ABl. EU Nr. L. 190 S. 6),

abgefertigt, hergestellt und repariert werden. *Hafenanlagen
sind auch Warteplédtze und Schleusen, die von den in Satz 1
genannten Schiffen genutzt werden.

(2) 'Das fiir Hifen zustiandige Ministerium (Fachministe-
rium) kann fiir Hafenanlagen, die nur gelegentlich von in Ab-
satz 1 genannten Schiffen in Anspruch genommen werden,
im Einzelfall bestimmen, dass auf sie die Regelungen dieses
Abschnitts ganz oder teilweise nicht anzuwenden sind, wenn
dadurch das durch den Internationalen Code fiir die Gefah-
renabwehr auf Schiffen und in Hafenanlagen — ISPS-Code —
(BGBL. 2003 II S. 2018, 2043) angestrebte Sicherheitsniveau
nicht beeintrdchtigt wird. *Das Fachministerium hat seine
Entscheidung auf der Grundlage einer nach § 5 durchgefiihr-
ten Risikobewertung zu treffen.

(3) Die Vorschriften dieses Abschnitts sind nicht anzuwen-
den auf Hafenanlagen, in denen allein Kriegsschiffe, Flotten-
hilfsschiffe oder sonstige einem Vertragsstaat des ISPS-Codes
gehorende oder von ihm betriebene Schiffe, die im Staats-
dienst ausschlieflich fur andere als Handelszwecke genutzt
werden, abgefertigt, hergestellt und repariert werden.

§3
Zustandigkeit

Zustandige Behorde im Sinne des Kapitels XI-2 der Anlage
des Internationalen Ubereinkommens von 1974 zum Schutze
des menschlichen Lebens auf See — SOLAS-Ubereinkommen —
(BGBL. 1979 1I S. 141), zuletzt gedndert nach Mafigabe des Ge-
setzes vom 22. Dezember 2003 (BGBL. 2003 II S. 2018), des
ISPS-Codes und der Verordnung (EG) Nr. 725/2004 des Euro-
péaischen Parlaments und des Rates vom 31. Mérz 2004 zur Er-
hohung der Gefahrenabwehr auf Schiffen und in Hafenanla-
gen (ABL EU Nr. L 129 S. 6) ist das Fachministerium, soweit
die Zustdndigkeit nicht in diesem Gesetz oder aufgrund dieses
Gesetzes abweichend geregelt wird.

§4

Betreiber der Hafenanlage
Betreiber der Hafenanlage ist, wer dort verantwortlich
1. Schiffe be- und entladt,
2. Schiffe herstellt und repariert oder

3. eine Schleuse oder einen Warteplatz betreibt

§5

Risikobewertung fiir die Hafenanlage

(1) Die Risikobewertung fiir die Hafenanlage und deren
Uberpriifungen nach Teil A Abschnitt 15 des ISPS-Codes wer-
den vom Fachministerium unter Beachtung von Teil B Abs. 15.3
und 15.4 des ISPS-Codes durchgefiihrt.

(2) 'Bedienstete und sonstige Beauftragte des Fachministe-
riums diirfen, soweit dies zur Erfiillung der Aufgabe nach Ab-
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satz 1 erforderlich ist, nach Vorankiindigung die Hafenanlage
wihrend der Betriebszeiten betreten und besichtigen. *Der Be-
treiber und der Eigenttimer der Hafenanlage sind verpflichtet,
auf Verlangen die Auskiinfte zu erteilen und die Unterlagen
und Daten zuginglich zu machen, die fir die Risikobewer-
tung erforderlich sind.

(3) Der Betreiber der Hafenanlage und der Eigentiimer sind
verpflichtet, das Fachministerium bei Verdnderungen in oder
an der Hafenanlage unverziglich tber alle fir die Risikobe-
wertung mafigeblichen Sachverhalte zu unterrichten, insbe-
sondere bei

1. einer Anderung der Art oder der Zweckbestimmung der
Hafenanlage,

2. einer erheblichen baulichen Anderung der Hafenanlage
oder

3. einer Anderung in der Geschiftsfithrung des Betreibers der
Hafenanlage.

(4) Nach Abschluss der Risikobewertung erstellt das Fach-
ministerium gemdfl Teil A Abschnitt 15.7 des ISPS-Codes
einen Bericht.

§6

Plan zur Gefahrenabwehr fiir die Hafenanlage

(1) 'Der Betreiber der Hafenanlage hat auf der Grundlage
des Berichts nach § 5 Abs. 4 fiir die Hafenanlage einen Plan
zur Gefahrenabwehr unverziiglich auszuarbeiten und fortzu-
schreiben. *Der Plan zur Gefahrenabwehr muss den Anforde-
rungen des Teils A Abschnitt 16 und des Teils B Abs. 16.3
und 16.8 des ISPS-Codes entsprechen.

(2) Der Betreiber der Hafenanlage ist verpflichtet, bei der
Ausarbeitung und Fortschreibung des Plans zur Gefahrenab-
wehr ein vom Fachministerium fiir verbindlich erklartes Mus-
ter zu verwenden.

(3) Der Betreiber der Hafenanlage kann sich zur Ausarbei-
tung des Plans zur Gefahrenabwehr und zu dessen Fortschrei-
bung einer anerkannten Stelle zur Gefahrenabwehr nach § 8
bedienen.

(4) 'Der Plan zur Gefahrenabwehr und seine wesentlichen
Anderungen bediirfen der Genehmigung durch das Fachminis-
terium. *Der Betreiber der Hafenanlage hat dem Fachministe-
rium den Plan zur Gefahrenabwehr und seine Fortschreibun-
gen in elektronischer Form zu tibermitteln. *Das Fachministe-
rium stellt der Polizei den Plan zur Gefahrenabwehr zur Ver-
fiigung, soweit dies fiir die Erledigung ihrer Aufgaben erfor-
derlich ist.

(5) 'Der Betreiber der Hafenanlage ist verpflichtet, die in
dem Plan zur Gefahrenabwehr vorgesehenen Mafinahmen un-
verziiglich durchzufiihren. *Steht eine Hafenanlage mehreren
Betreibern zur Verfiigung, so hat das Fachministerium abwei-
chend von Satz 1 den Eigentiimer zur unverziiglichen Durch-
fithrung der in den Plidnen zur Gefahrenabwehr vorgesehenen
Mafinahmen, insbesondere der Baumafinahmen, zu verpflich-
ten, die sich auf alle oder mehrere Hafenanlagenbetreiber aus-
wirken.

(6) 'Bedienstete und sonstige Beauftragte des Fachministe-
riums sowie die mit der Durchfithrung der Inspektionen nach
Artikel 9 Abs. 4 der Verordnung (EG) Nr. 725/2004 beauftrag-
ten Personen sind befugt, die Einhaltung der dem Betreiber
oder dem Eigentiimer der Hafenanlage obliegenden Mafinah-
men zur Gefahrenabwehr zu tberpriifen und dazu die Hafen-
anlage zu betreten und zu besichtigen. *Das Fachministerium
stellt dem Betreiber der Hafenanlage auf Verlangen eine Be-
scheinigung iiber die Einhaltung der Vorschriften nach Maf}-
gabe des Teils B Abs. 16.62 und 16.63 in Verbindung mit dem
Anhang 2 zu Teil B des ISPS-Codes aus.

§7

Festlegung der Gefahrenstufen,
Gefahrenabwehrmafinahmen

(1) Das Fachministerium legt nach Mafigabe von Teil A Ab-
schnitt 4.1 und Teil B Abs. 4.8 des ISPS-Codes die jeweils an-
zuwendende Gefahrenstufe fir die Hafenanlage fest.

(2) Der Betreiber der Hafenanlage hat sicherzustellen, dass
die in Teil A Abschnitt 14 des ISPS-Codes fur die jeweilige Ge-
fahrenstufe vorgeschriebenen Mafinahmen ergriffen werden.

§8

Anerkannte Stellen zur Gefahrenabwehr

Das Fachministerium erkennt auf Antrag Einrichtungen als
Stellen zur Gefahrenabwehr an (anerkannte Stellen zur Gefah-
renabwehr), wenn sie die in Teil B Abs. 4.5 des ISPS-Codes
genannten Kenntnisse und Fahigkeiten nachweisen.

§9

Beauftragte oder Beauftragter
fiir die Gefahrenabwehr, Schulung

(1) 'Der Betreiber einer Hafenanlage hat dem Fachministe-
rium eine Beauftragte oder einen Beauftragten fiir die Gefahren-
abwehr in der Hafenanlage und eine Vertretung zu benennen.
“Die oder der Beauftragte hat insbesondere die Aufgaben nach
Teil A Abschnitt 17.2 des ISPS-Codes wahrzunehmen. *Sie
oder er muss die Anforderungen nach Teil A Abschnitt 18.1
des ISPS-Codes erfiillen.

(2) 'Die Ableistung der nach Teil A Abschnitt 18.1 des ISPS-
Codes erforderlichen Ausbildung muss durch eine Bescheini-
gung einer vom Fachministerium anerkannten Schulungsein-
richtung nachgewiesen werden. *Die Schulungseinrichtung
ist verpflichtet, fiir die Bescheinigung ein vom Fachministe-
rium fiir verbindlich erkldrtes Muster zu verwenden.

(3) Das Fachministerium erkennt eine Schulungseinrich-
tung auf Antrag an, wenn sie nachweist, die fiir die Erfiillung
der Aufgaben nach Absatz 1 Satz 2 notwendigen Fachkennt-
nisse vermitteln und deren Erwerb priifen zu kénnen.

§10

Sicherheitserkldrung

(1) Unterliegt eines der in § 2 Abs. 1 Satz 1 genannten Schif-
fe, mit dem ein Zusammenwirken mit der Hafenanlage statt-
finden soll, nicht dem SOLAS-Ubereinkommen oder erfillt es
dessen Anforderungen nicht, so hat die oder der Beauftragte
fiir die Gefahrenabwehr in der Hafenanlage die Fahrzeugfiih-
rerin, den Fahrzeugfiihrer, die Fahrzeugsicherheitsoffizierin
oder den Fahrzeugsicherheitsoffizier um die Erstellung einer
Sicherheitserklarung nach Teil A Abschnitt 5.1 des ISPS-Co-
des zu ersuchen.

(2) 'Wird eine Sicherheitserkldrung nicht erstellt, so darf
die Hafenanlage mit dem Schiff nicht zusammenwirken. *Die
oder der Beauftragte fiir die Gefahrenabwehr in der Hafen-
anlage hat in diesen Féllen das Fachministerium unverziiglich
zu unterrichten.

(3) Der Betreiber der Hafenanlage hat die Sicherheitserkla-
rungen ein Jahr lang aufzubewahren und diese auf Verlangen
dem Fachministerium vorzulegen.

§11

Zuverléssigkeitstiberprifungen
(1) *Als Beauftragte oder Beauftragter fiir die Gefahrenab-
wehr in der Hafenanlage oder deren oder dessen Vertretung

darf nur benannt und als Mitarbeiterin oder Mitarbeiter einer
anerkannten Stelle zur Gefahrenabwehr darf nur eingesetzt
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werden, wessen Zuverlassigkeit festgestellt worden ist. *Sons-
tigen Personen darf Zugang zu der Risikobewertung oder dem
Plan zur Gefahrenabwehr nur gewéahrt werden, wenn ihre Zu-
verldssigkeit festgestellt worden ist. *Satz 2 gilt nicht fiir Be-
amtinnen und Beamte, die Aufgaben dieses Gesetzes wahr-
nehmen, oder die fiir die Polizei Zugang zum Plan zur Gefah-
renabwehr erhalten.

(2) "Das Verfahren zur Feststellung der Zuverléssigkeit wird
durch den Antrag der betroffenen Person bei dem Fachmini-
sterium eingeleitet. ?Die betroffene Person ist bei Antrag-
stellung tber die bei der Datenerhebung und -iibermittlung
beteiligten Stellen zu unterrichten.

(3) 'Die betroffene Person ist verpflichtet, an ihrer Uberprii-
fung mitzuwirken und wahrheitsgemédfle Angaben zu ma-
chen. *Sie kann Angaben verweigern, die fiir sie oder eine der
in § 52 Abs. 1 der Strafprozessordnung genannten Personen
die Gefahr strafrechtlicher Verfolgung, der Verfolgung einer
Ordnungswidrigkeit oder von disziplinar- oder arbeitsrecht-
lichen Mafinahmen begriinden kénnten. *Uber das Verweige-
rungsrecht ist die betroffene Person vorher zu belehren. *Sie
hat das Fachministerium tber Aufnahme und Beendigung
ihrer Tatigkeit nach Absatz 1 Sédtze 1 und 2 zu unterrichten.

§12

Uberpriifungsverfahren

(1) Zur Feststellung der Zuverlassigkeit der betroffenen Per-
son sind folgende Mafinahmen zu treffen:

1. Uberpriifung der Identitit,

2. Einholung von unbeschrankten Auskiinften aus dem Bun-
deszentralregister,

3. Anfragen bei der ortlich zustdndigen Polizeidirektion, dem
Landeskriminalamt und der Verfassungsschutzbehorde
sowie

4. bei ausldndischen Personen Einholung von Auskiinften
aus dem Ausldnderzentralregister.

(2) Kann die Zuverldssigkeit aufgrund der Maflnahmen
nach Absatz 1 nicht abschlieffend festgestellt werden, so kon-
nen zusétzlich Anfragen an

1. das Bundeskriminalamt, das Zollkriminalamt, den Bundes-
nachrichtendienst und den Militidrischen Abschirmdienst,

2. die fiir die Uberpriifung der Zuverldssigkeit nach Arti-
kel 12 der Verordnung (EG) Nr. 725/2004 zustédndigen Be-
hoérden anderer Bundesldnder und EU-Mitgliedstaaten,

3. die zustidndige Ausldnderbehorde bei ausldndischen Per-
sonen sowie

4. den gegenwdrtigen oder bisherigen Arbeitgeber

gerichtet werden.

(3) Ergeben sich aus den durch Mafinahmen nach Absatz 1
oder 2 gewonnenen Erkenntnissen Anhaltspunkte fir Zweifel
an der Zuverldssigkeit der betroffenen Person, so konnen Aus-
kiinfte von Strafverfolgungsbehorden eingeholt werden.

(4) Das Fachministerium kann die Zuverléssigkeit ohne
eigene Uberpriifungsmafinahmen feststellen, wenn

1. innerhalb der letzten zwolf Monate eine Sicherheitstiber-
prifung gemdafl Artikel 12 Satz 3 der Verordnung (EG)
Nr. 725/2004 im Bundesgebiet oder in einem EU-Mitglied-
staat durchgefithrt worden ist und dabei die Zuverlassig-
keit festgestellt wurde oder sich aus dem Priifergebnis
keine Anhaltspunkte fiir eine Unzuverldssigkeit ergeben
oder

2. innerhalb der letzten zwolf Monate eine erweiterte Sicher-
heitstiberpriifung nach § 7 Abs. 2 des Niedersichsischen
Sicherheitsiiberpriifungsgesetzes (Nds. SUG) oder eine er-
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weiterte Sicherheitstiberpriifung mit Sicherheitsermittlun-
gen nach § 7 Abs. 3 Nds. SUG oder nach entsprechenden
landes- oder bundesrechtlichen Regelungen durchgefiihrt
und die betroffene Person zu einer sicherheitsempfind-
lichen Tétigkeit zugelassen wurde.

(5) 'Der betroffenen Person ist vor der Entscheidung iiber
den Antrag Gelegenheit zu geben, sich zu den eingeholten
Auskiunften zu duflern, soweit diese Zweifel an ihrer Zuver-
lassigkeit begriinden und Geheimhaltungspflichten nicht ent-
gegenstehen oder bei Auskiinften durch die Strafverfolgungs-
behorden eine Gefihrdung des Untersuchungszwecks nicht
zu besorgen ist. *Stammen die Auskiinfte von einer in Absatz 1
Nr. 3, Absatz 2 Nr. 1 oder Absatz 3 genannten Stelle, so ist das
Einvernehmen dieser Stelle erforderlich.

(6) 'Die Entscheidung iiber den Antrag ist der betroffe-
nen Person bekannt zu geben. *Von einer Begriindung der
Entscheidung ist abzusehen, soweit Geheimhaltungspflich-
ten entgegenstehen oder bei Auskiinften durch die Strafverfol-
gungsbehorden eine Gefihrdung des Untersuchungszwecks
zu besorgen ist.

(7) Die in § 11 Abs. 1 Sétze 1 und 2 genannten Personen
sind erneut auf ihre Zuverldssigkeit zu tiberprifen, wenn tat-
sichliche Anhaltspunkte Zweifel an ihrer Zuverlissigkeit be-
grinden, regelmiflig jedoch zwolf Monate nach der letzten
Feststellung der Zuverlassigkeit.

§13

Zweckbindung, Loschung personenbezogener Daten

(1) Nach § 12 erhobene personenbezogene Daten diirfen nur
zum Zweck der Uberpriifung und Feststellung der Zuverlds-
sigkeit verarbeitet werden.

(2) Die zur Feststellung der Zuverlissigkeit gespeicherten
personenbezogenen Daten sind

1. innerhalb eines Jahres nach Abschluss der Zuverlédssig-
keitstiberpriifung, wenn die betroffene Person in dieser
Zeit keine Tatigkeit nach § 11 Abs. 1 Sédtze 1 und 2 aufge-
nommen hat, oder

2. innerhalb von zwei Jahren, wenn die betroffene Person in
dieser Zeit keine Téatigkeit nach § 11 Abs. 1 Sétze 1 und 2
ausgetibt hat,

zu loschen.

§14

Verordnungserméachtigung, Anwendung
des Niedersédchsischen Datenschutzgesetzes

(1) Das Fachministerium wird erméchtigt, durch Verord-
nung die Einzelheiten des Verfahrens zur Feststellung der
Zuverlassigkeit, insbesondere die Anforderungen an den An-
tragsinhalt und Mafistdbe zur Bewertung der Zuverlassigkeit,
zu regeln.

(2) Das Niedersdchsische Datenschutzgesetz findet Anwen-
dung, soweit nicht in diesem Gesetz oder aufgrund dieses
Gesetzes etwas anderes bestimmt ist.

§15

Abfertigungsuntersagung,
Einlaufverbot, sonstige Malnahmen

(1) *Wird der Plan zur Gefahrenabwehr entgegen § 6 Abs. 1
nicht unverziiglich ausgearbeitet, so soll das Fachministerium
dem Betreiber der Hafenanlage die Abfertigung der in § 2 Abs. 1
Satz 1 genannten Schiffe untersagen. Die Abfertigung kann
untersagt werden, wenn die dem Betreiber der Hafenanlage
nach dem genehmigten Plan zur Gefahrenabwehr obliegen-
den Mafinahmen nicht unverziiglich durchgefiihrt werden.
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(2) Wenn tatsdchliche Anhaltspunkte die Annahme recht-
fertigen, dass ein in § 2 Abs. 1 Satz 1 genanntes Schiff eine
unmittelbare Gefahr fiir die Sicherheit von Personen, Fahr-
zeugen, Hafenanlagen oder sonstigen materiellen Giitern dar-
stellt, kann das Fachministerium der Fahrzeugfiihrerin oder
dem Fahrzeugfiihrer das Einlaufen in den Hafen untersagen
oder die Ausweisung aus dem Hafen anordnen, wenn es keine
anderen geeigneten Maflnahmen zur Beseitigung dieser Ge-
fahr gibt.

(3) "Das Fachministerium kann die Mafinahmen treffen, die
zur Einhaltung der in § 3 genannten Vorschriften sowie der
ihrer Ausfiihrung dienenden Regelungen dieses Gesetzes er-
forderlich sind. *Fiir diese Manahmen findet das Niedersdch-
sische Gesetz tiber die offentliche Sicherheit und Ordnung
ergidnzend Anwendung.

Zweiter Abschnitt
Vorschriften fiir Hifen

§16

Anwendungsbereich

'Die Vorschriften dieses Abschnitts finden auf Héifen An-
wendung, in denen sich eine Hafenanlage befindet, fiir die ein
Plan zur Gefahrenabwehr nach § 6 genehmigt wurde. *Hafen
ist das aufgrund einer nach § 25 Abs. 3 erlassenen Verord-
nung durch Allgemeinverfiigung als Hafen festgelegte Gebiet.
3Soweit die Risikobewertung nach § 17 dies erfordert, sind die
Hafengrenzen neu festzulegen.

§17
Risikobewertung fiir den Hafen

(1) "Das Fachministerium erstellt fiir den Hafen als Grund-
lage fiir den Plan zur Gefahrenabwehr im Hafen (§ 18) eine
Risikobewertung nach Mafigabe des Anhangs I der Richtli-
nie 2005/65/EG des Europidischen Parlaments und des Rates
vom 26. Oktober 2005 zur Erhohung der Gefahrenabwehr in
Hafen (ABL EU Nr. L 310 S. 28) unter Berticksichtigung der
fir die innerhalb der Hafengrenzen liegenden Hafenanlagen
nach § 5 durchgefiihrten Risikobewertungen. *Die Risikobe-
wertung ist bei Verdnderung der fiir die Gefahrenabwehr
mafdgeblichen Gegebenheiten, mindestens aber alle funf Jahre
zu tberpriifen und bei Bedarf fortzuschreiben.

(2) Das Fachministerium kann sich zur Erstellung der Risi-
kobewertung sowie zu deren Uberpriifung und Fortschrei-
bung einer anerkannten Stelle zur Gefahrenabwehr nach § 20
bedienen.

(3) "Bedienstete und sonstige Beauftragte des Fachministe-
riums diirfen zur Erfilllung der Aufgabe nach Absatz 1 nach
Vorankiindigung Grundstiicke und Betriebsraume im Hafen
wihrend der Betriebszeiten betreten und besichtigen. *Der
Eigentimer und der Nutzungsberechtigte eines Grundstiicks
oder eines Betriebsraumes im Hafen sind verpflichtet, auf Ver-
langen Auskiinfte zu erteilen und die Unterlagen und Daten
zugénglich zu machen, die fir die Risikobewertung erforder-
lich sind.

(4) Der Eigentiimer und der Nutzungsberechtigte eines
Grundstiicks oder Betriebsraumes im Hafen sind verpflichtet,
das Fachministerium unverztglich iiber alle fiir die Risikobe-
wertung mafigeblichen Gegebenheiten zu unterrichten, insbe-
sondere bei

1. einer Anderung der Zweckbestimmung des Grundstiicks
oder Betriebsraumes,

2. einer erheblichen baulichen Anderung und

3. einer Anderung in der Betriebsleitung.

§18
Plan zur Gefahrenabwehr im Hafen

(1) 'Das Fachministerium arbeitet unter Berticksichtigung
der Ergebnisse der Risikobewertung fiir den Hafen nach Maf}-
gabe des Anhangs II der Richtlinie 2005/65/EG unverziiglich
einen Plan zur Gefahrenabwehr im Hafen aus; es beriicksich-
tigt dabei auch die Pliane zur Gefahrenabwehr fiir die inner-
halb der Grenzen des Hafens liegenden Hafenanlagen und
andere Notfallpldne. *Im Plan zur Gefahrenabwehr im Hafen
sind fiir jede der in Artikel 8 Abs. 2 der Richtlinie 2005/65/EG
genannten Gefahrenstufen die anzuwendenden Verfahren,
die zu ergreifenden Mafinahmen und die einzuleitenden Ak-
tionen festzulegen.

(2) 'Der Plan zur Gefahrenabwehr im Hafen ist unter Be-
riicksichtigung der Fortschreibung der Risikobewertung fiir
den Hafen fortzuschreiben. “Er ist mindestens alle fiinf Jahre
zu tberprifen.

(3) Das Fachministerium kann sich zur Ausarbeitung des
Plans zur Gefahrenabwehr im Hafen und zu dessen Fort-
schreibung einer anerkannten Stelle zur Gefahrenabwehr
nach § 20 bedienen, wenn diese nicht an der Erstellung oder
Uberpriifung der Risikobewertung fiir den Hafen mitgewirkt
hat.

(4) Das Fachministerium stellt der Polizei den Plan zur
Gefahrenabwehr im Hafen zur Verfiigung, soweit dies fir die
Erledigung ihrer Aufgaben erforderlich ist.

§19
Festlegung der Gefahrenstufen

Das Fachministerium legt in entsprechender Anwendung
von Teil A Abschnitt 4.1 und Teil B Abs. 4.8 des ISPS-Codes
fest, welche der in Artikel 8 Abs. 2 der Richtlinie 2005/65/EG
genannten Gefahrenstufen fiir den Hafen jeweils gilt und teilt
diese der oder dem Beauftragten fiir Gefahrenabwehr im Ha-
fen sowie im Fall der Aufgabenitibertragung gemif} § 26 auch
der fur die Gefahrenabwehr im Hafen zustdndigen Behérde
mit.

§20
Anerkannte Stelle fiir Gefahrenabwehr in Hifen

Das Fachministerium erkennt auf Antrag Einrichtungen als
Stellen fiir die Gefahrenabwehr in Héifen an, wenn sie die in
Anhang IV der Richtlinie 2005/65/EG genannten Kenntnisse
und Féhigkeiten nachweisen.

§21
Beauftragte oder Beauftragter fiir die Gefahrenabwehr im Hafen

(1) Das Fachministerium hat fiir jeden Hafen, auf den die
Vorschriften dieses Abschnitts Anwendung finden, eine Be-
auftragte oder einen Beauftragten fiir die Gefahrenabwehr im
Hafen zu bestellen.

(2) 'Die oder der Beauftragte fiir die Gefahrenabwehr im Ha-
fen erftllt die Aufgabe einer Kontaktstelle fiir Fragen der Ge-
fahrenabwehr im Hafen. “Sie oder er arbeitet mit den Beauf-
tragten fir die Gefahrenabwehr der innerhalb der Hafengren-
zen liegenden Hafenanlagen eng zusammen.

§22
Zuverléssigkeitstiberprifungen

'Zugang zu der Risikobewertung fiir den Hafen oder dem
Plan zur Gefahrenabwehr im Hafen darf nur Personen ge-
wihrt werden, deren Zuverléssigkeit festgestellt worden ist.
“Dies gilt nicht fiir die Beamtinnen und Beamten, die Aufga-
ben dieses Gesetzes wahrnehmen oder die fir die Polizei Zu-
gang zum Plan zur Gefahrenabwehr im Hafen erhalten. *Fiir
das Verfahren zur Feststellung der Zuverlassigkeit gelten die
§§ 11 bis 13 entsprechend.

19



Nds. GVBL. Nr. 2/2009, ausgegeben am 24. 2. 2009

§23
Ubungen

'Das Fachministerium fiihrt mindestens einmal je Kalender-
jahr Ubungen nach Maflgabe des Anhangs III der Richtli-
nie 2005/65/EG durch, deren zeitlicher Abstand nicht mehr
als 18 Monate betragen darf. *Die Eigentiimer und Nutzungs-
berechtigten der Grundstiicke oder Betriebsrdume im Hafen
sowie die Verantwortlichen auf Schiffen kénnen vom Fachmi-
nisterium verpflichtet werden, im erforderlichen Umfang an
der Ubung mitzuwirken.

§ 24

Mafinahmen, Kontrollen

(1) 'Das Fachministerium kann die Malnahmen treffen, die
zur Durchfithrung der Pline zur Gefahrenabwehr in Héifen
und zur Einhaltung der Vorschriften dieses Abschnitts erfor-
derlich sind. *Fiir diese Mafinahmen findet das Niedersdch-
sische Gesetz tiber die offentliche Sicherheit und Ordnung er-
gidnzend Anwendung.

(2) 'Bedienstete und sonstige Beauftragte des Fachministe-
riums iiberpriifen mindestens einmal je Kalenderjahr, ob die
Eigentiimer und Nutzungsberechtigten der Grundstiicke oder
Betriebsraume im Hafen die ihnen zur Durchfithrung der Pla-
ne zur Gefahrenabwehr in Hifen auferlegten Mafinahmen
ergriffen haben. *Zu diesem Zweck sind sie und die mit der
Uberwachung gemaf} Artikel 13 Abs. 2 der Richtlinie 2005/65/EG
beauftragten Personen befugt, die Grundstiicke und Betriebs-
rdume zu betreten und zu besichtigen.

Zweiter Teil

Hafen-, Fihr- und Schifffahrtsangelegenheiten

§25

Zustéandigkeit fiir Hafen-, Fahr- und
Schifffahrtsangelegenheiten, Gefahrenabwehr

(1) 'Das Fachministerium ist auch zusténdig fiir die Gefah-
renabwehr in Hafen-, Fahr- und Schifffahrtsangelegenheiten,
auf die die Vorschriften des Ersten Teils nicht anzuwenden
sind, soweit nicht die Polizei nach § 27 Abs. 1 zustdndig ist.
*Zu den Hafenangelegenheiten gehoren auch die Angelegen-
heiten der Lande- und Umschlagstellen in oder an Gewdéssern.

(2) '"Das Fachministerium kann im Rahmen seiner Zustin-
digkeit nach Absatz 1 die notwendigen Mafinahmen treffen,
um eine Gefahr abzuwehren. ?Fiir diese Mafinahmen findet
das Niedersidchsische Gesetz iiber die offentliche Sicherheit
und Ordnung ergédnzend Anwendung.

(3) Das Fachministerium wird erméchtigt, eine Verordnung
zur Abwehr abstrakter Gefahren in Hafen-, Fahr- und Schiff-
fahrtsangelegenheiten zu erlassen.

Dritter Teil
Sonstige Regelungen

§ 26

Ubertragung von Zustindigkeiten

(1) "Das Fachministerium wird erméchtigt, durch Ver-
ordnung seine Zustdndigkeit fiir bestimmte Aufgaben nach
diesem Gesetz auf andere Landesbehérden und kommunale
Korperschaften zu iibertragen, wenn dies zur sachgerechten
Erfiillung der Aufgaben erforderlich ist. *Bestimmte Aufgaben
in Hafen-, Fahr- und Schifffahrtsangelegenheiten kénnen auch
nach Mafigabe eines mit dem Bund abzuschlieffenden Ab-
kommens auf Behorden der Wasser- und Schifffahrtsverwal-
tung des Bundes zur Ausiibung tibertragen werden.
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(2) Werden nach Absatz 1 Satz 1 Aufgaben in Hafen-, Fahr-
und Schifffahrtsangelegenheiten auf eine kommunale Korper-
schaft tibertragen, so kann diese zur Aufgabenerfiillung eine
Verordnung zur Abwehr abstrakter Gefahren erlassen, soweit
nicht durch eine Verordnung nach § 25 Abs. 3 abweichende
Regelungen getroffen sind.

§27

Schifffahrtspolizeiliche Vollzugsaufgaben,
Betretensrechte der Polizei

(1) Die Polizei hat auf nichtbundeseigenen Gewdéssern und
in Hifen, die nicht Bundeshifen sind, die in § 1 der Vereinba-
rung tber die Ausiibung der schifffahrtspolizeilichen Vollzugs-
aufgaben vom 6./21. April 1955 (Nds. GVBI. Sb. I S. 112) und
die in Artikel 1 Nr. 1 der Zusatzvereinbarung zur Vereinbarung
iber die Ausiibung der schifffahrtspolizeilichen Vollzugsauf-
gaben vom 6. und 21. April 1955 vom 28. Januar/19. Februar
1982 (Nds. GVBL. S. 153) genannten schifffahrtspolizeilichen
Vollzugsaufgaben.

(2) Zur Erfillung von Aufgaben nach Absatz 1 oder von
Aufgaben, die der Polizei aufgrund einer Vereinbarung des
Landes mit dem Bund tibertragen wurden, ist diese befugt,
Grundstiicke, Betriebsrdume und schwimmende Anlagen in
Hifen sowie Wasserfahrzeuge und deren Betriebsrdume zu
betreten, wenn dies zur Aufgabenerfiillung erforderlich ist.

§28

Einschrankung von Grundrechten

Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit der Wohnung (Arti-
kel 13 des Grundgesetzes) wird durch § 5 Abs. 2, § 6 Abs. 6, § 17
Abs. 3 Satz 1, § 24 Abs. 2 und § 27 Abs. 2 eingeschrankt.

§29

Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsétzlich oder fahrldssig

1. entgegen § 5 Abs. 2 Satz 1 das Betreten der Hafenanlage
oder deren Besichtigung nicht duldet,

2. entgegen § 5 Abs. 2 Satz 2 eine Auskunft nicht oder nicht
richtig erteilt oder Unterlagen oder Daten nicht zugang-
lich macht,

3. der Unterrichtungspflicht nach § 5 Abs. 3 nicht nach-
kommt,

4. entgegen § 6 Abs. 1 einen Plan zur Gefahrenabwehr nicht
unverziglich ausarbeitet oder fortschreibt,

5. entgegen § 6 Abs. 5 Satz 1 eine ihm nach dem Plan zur
Gefahrenabwehr obliegende Mafinahme nicht unverziig-
lich durchfihrt,

6. entgegen § 6 Abs. 6 Satz 1 das Betreten der Hafenanlage
oder deren Besichtigung nicht duldet,

7. entgegen § 9 Abs. 1 Satz 1 eine Beauftragte oder einen Be-
auftragten fir die Gefahrenabwehr in der Hafenanlage
nicht benennt,

8. entgegen § 10 Abs. 2 Satz 1 mit einem Schiff zusammen-
wirkt,

9. der Aufbewahrungs- oder Vorlagepflicht nach § 10 Abs. 3
zuwiderhandelt,

10. entgegen § 11 Abs. 1 Personen einsetzt oder Zugang ge-
wiihrt, deren Zuverlissigkeit nicht festgestellt ist,

11. entgegen einer vollziehbaren Untersagung nach § 15 Abs. 1
ein Schiff abfertigt,



12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.
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einer vollziehbaren Untersagung oder Anordnung nach
§ 15 Abs. 2 zuwiderhandelt,

einer vollziehbaren Untersagung oder Anordnung nach
§ 15 Abs. 3 zuwiderhandelt,

entgegen § 17 Abs. 3 Satz 1 das Betreten oder Besichtigen
eines Grundstiicks oder Betriebsraumes im Hafen nicht
duldet,

entgegen § 17 Abs. 3 Satz 2 eine Auskunft nicht oder
nicht richtig erteilt oder Unterlagen oder Daten nicht zu-
ganglich macht,

der Unterrichtungspflicht nach § 17 Abs. 4 nicht nach-
kommt,

entgegen einer vollziehbaren Anordnung nach § 23 Satz 2
nicht an einer Ubung teilnimmt,

einer vollziehbaren Untersagung oder Anordnung nach
§ 24 Abs. 1 Satz 1 zuwiderhandelt oder

entgegen § 24 Abs. 2 Satz 2 das Betreten eines Grund-
stiicks oder Betriebsraumes im Hafen nicht duldet.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsitzlich oder
fahrldssig einer Verordnung nach § 25 Abs. 3 oder § 26 Abs. 2
zuwiderhandelt, soweit sie fiir einen bestimmten Tatbestand
auf diese Bufigeldvorschrift verweist.

(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e bis zu
10 000 Euro geahndet werden.
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Verordnung
zur Anderung der Verordnung iiber Zulassungszahlen
fiir Studienplitze zum Wintersemester 2008/2009
und zum Sommersemester 2009

Vom 23. Januar 2009

Aufgrund des § 9 Satz 1 Nr. 4 des Niedersédchsischen Hoch-
schulzulassungsgesetzes vom 29. Januar 1998 (Nds. GVBL.
S.51), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
7. Juni 2007 (Nds. GVBL. S. 200), wird verordnet:

Artikel 1

In der Anlage 1 der Verordnung tiber Zulassungszahlen fiir
Studienpldtze zum Wintersemester 2008/2009 und zum Som-
mersemester 2009 vom 26. Juni 2008 (Nds. GVBI. S. 223)
werden im Abschnitt I in der Ubersicht fiir die ,,Universitit
Gottingen” im Unterabschnitt B beim Studiengang ,,Medizin“

1. in der Spalte 2 die Zahl ,438“ durch die Zahl ,,424“ und
die Zahl ,,186“ durch die Zahl ,,172“ sowie

2. in der Spalte 4 die Zahl ,,219“ durch die Zahl ,,205“ und
die Zahl ,,93“ durch die Zahl ,,79“

ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung in
Kraft.

Hannover, den 23. Januar 2009

Niedersichsisches Ministerium
fiir Wissenschaft und Kultur

Stratmann

Minister

Herausgegeben von der Niedersdchsischen Staatskanzlei

Verlag und Druck: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover,
Telefon 0511 8550-0, Telefax 0511 8550-2400, Postbank Hannover 4 10-308. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstiicke konnen
durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschliefSlich 3,68 € Mehrwertsteuer und einschlieflich 9,20 € Portokosten-
anteil). Bezugskindigung kann nur 10 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497.
Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 1,05 € einschlieBlich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

22



	Inhalt GVBl. Nr. 02 vom 24. Februar 2009
	Neubekanntmachung des Niedersächsischen Hafensicherheitsgesetzes
	Verordnung zur Änderung der Verordnung über Zulassungszahlen
für Studienplätze zum Wintersemester 2008/2009
und zum Sommersemester 2009


